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I. Zur Lösung anstehende und mit der 
Neuregelung angegangene Probleme  

Voraussehbarer Zeitversatz zwischen Inbetriebnahmeber eitschaft OWP –
Netzanbindung (noch nicht beauftragte Netzanbindungen ) 
• Führt dazu, dass mangels OWP-Vertragsabschlüssen 50 Monate vor 

Inbetriebnahmezeitpunkt die Kriterien des Positionspapiers nicht erfüllt 
werden, also keine OWP-Investitionsentscheidung getroffen wird, und 
daher auch keine Investitionsentscheidung des ÜNB getroffen wird: 
Stagnation  bzw. zurück zu Henne - Ei. 

• Erforderlich: Entkopplung der beiden Investitionsentscheidungen (sog. 
Systemwechsel) � wird im Entwurf angegangen  

Nicht voraussehbare Verzögerung bereits beauftragter  Netzanbindungen 
• Führt dazu, dass in Errichtung begriffene OWP nicht werden einspeisen 

können 
• Finanzierung und Kalkulation gefährdet 
• Vertreten müssen (damit Verzugsanspruch) unklar und voraussichtlich 

hoch streitig sowie zeitaufwendig 
• Erforderlich: Verschuldensunabhängige, die Verluste ausreichend 

mindernde Entschädigungsregelungen: � wird im Entwurf angegangen 
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I. Zur Lösung anstehende und mit der 
Neuregelung angegangene Probleme  

Unterbrechung bereits bestehender Netzanbindungen we gen Störung 
• Keine Einspeisung für die Dauer der Störung möglich 
• Risiko für den OWP wegen unkalkulierbarer Schäden und ggf. sehr 

komplizierter Haftungsfragen 
• Risiko für den ÜNB, da unkalkulierbare Schäden beim OWP entstehen 

können, die Haftungsvoraussetzungen kompliziert sein können und im 
Falle eines Schadens kein Ausgleich für den ÜNB erfolgt (Versicherung 
hier nicht betrachtet) 

• Erforderlich aus Sicht des OWP: Verschuldensunabhängige, die Verluste 
ausreichend mindernde Entschädigungsregelungen� wird im Entwurf 
angegangen 

• Erforderlich aus Sicht der ÜNB: Möglichst umfassender 
Belastungsausgleich � wird im Entwurf angegangen 

• Erforderlich: Senkung des Risikos durch Vermaschung � im Entwurf nicht 
wirklich angegangen 

Finanzierung (v.a. TenneT) 
• Schwierigkeiten bei der Finanzierung der Netzanbindungen 
• Erforderlich: Stärkung des Eigenkapitals � im Entwurf nicht angegangen 
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II. Systemwechsel: Zielsetzung und 
Lösungsansatz    

Zielsetzung des Systemwechsels      
• Die Investitionsentscheidungen von OWP und ÜNB werden 

entkoppelt. 
• Die Investitionsentscheidung „Netzanbindung“ erfolgt anhand 

eines Raum- und Zeitplans, der gewährleistet, dass die 
Netzanbindung trotz der langen Herstellungsdauer rechtzeitig zur 
Verfügung steht 
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II. Systemwechsel: Zielsetzung und 
Lösungsansatz    

Übertragung des fünfstufigen Netzplanungssystems auf  die Offshore-
Netzanbindung     
• Szenariorahmen nach § 12a EnWG 

– wie gehabt 

• NEU: Offshore-Netzentwicklungsplan (ONEP) für Landtrasse, Küstenmeer, 
AWZ nach §§ 17b, 17c und 17d EnWG-E 

– Entspricht im Kern dem Netzentwicklungsplan nach § 12b f. EnWG 
– Ist aber deutlich detaillierter und angereichert um Rechtsfolgen und 

Festlegungskompetenzen 

• Aufnahme der Offshore-Netzanbindungstrassen in den Bundesbedarfsplan 
nach § 12e EnWG 

– wie gehabt 

• Bundesfachplan Offshore (BFPO) für AWZ nach § 17a EnWG-E 
– Entspricht im Wesentlichen dem ONP nach § 17 Abs. 2a EnWG 
– wie gehabt bzgl. Küstenmeer/Landtrasse: Bundesfachplanung nach §§ 4 f. 

NABEG  

• Planfeststellung 
– wie gehabt nach NABEG im Küstenmeer bzw. SeeAnV in der AWZ  

NEU: Der sich aus dem EEG ergebende „selbstverständli che“ Anspruch 
auf unverzüglichen Netzanschluss und Netzzugang wird au fgegeben 
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II. Systemwechsel: Offshore-
Netzentwicklungsplan    

Grundlagen 
• Wird von den ÜNB gemeinsam erstellt für Landtrasse, Küstenmeer und 

AWZ 
• Erstmals zum 3. März 2013 vorzulegen 
• Basiert auf Szenariorahmen, der jährlich von den ÜNB erstellt und von der 

BNetzA genehmigt wird  
• Bestätigung durch BNetzA 

Inhalte des ONEP 
• „Berücksichtigung“ des Bundesfachplans Offshore (bzw. des ONP) 
• Alle wirksamen Maßnahmen zur bedarfsgerechten Optimierung, 

Verstärkung  und zum Ausbau der Offshore-Anbindungsleitungen, die in 
den nächsten zehn Jahren für einen schrittweisen, bedarfsgerechten und 
wirtschaftlichen Ausbau sowie einen sicheren und zuverlässigen Betrieb 
dieser Leitungen erforderlich sind 

• Zeitliche Staffelung dieser Maßnahmen 
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II. Systemwechsel: Offshore-
Netzentwicklungsplan    

... Inhalte des ONEP 
• Angaben zum geplanten Zeitpunkt der Fertigstellung einer Netzanbindung 

und verbindliche Termine für den Umsetzungsbeginn. Zugrunde gelegt 
werden die zu erwartenden Planungs-, Zulassungs- und Errichtungszeiten 
und die am Markt verfügbaren Errichtungskapazitäten 

• Bei der zeitlichen Staffelung der Maßnahmen – also der Reihenfolge, in der 
die Cluster angebunden werden – können insbesondere die räumliche 
Nähe zur Küste sowie die geplante Inbetriebnahme der Konverterstation 
und des Netzanknüpfungspunkts an Land berücksichtigt werden.  

• Technische Standardisierungen sind weitgehend zu berücksichtigen. 

Pflichten aus dem ONEP  
• Die Leitungen müssen nach den Vorgaben des ONEP errichtet und 

betrieben werden. Das Gesetz verpflichtet ausdrücklich zu zeitgerechtem 
Beginn und einem zügigen Voranbringen der Errichtung. 

• Das voraussichtliche Fertigstellungsdatum ist nach Auftragsvergabe der 
(begünstigten) Offshore-Anlage bekannt zu machen 

• Der voraussichtliche Fertigstellungstermin kann nur mit Zustimmung der 
BNetzA geändert werden
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II. Systemwechsel: Offshore-
Netzentwicklungsplan    

Welcher OWP wird begünstigt?  
• Entscheidung der BNetzA im Benehmen mit dem BSH 

Folgen der Begünstigung  
• Zuweisung von Kapazitäten 
• Ein Anspruch aus § 9 EEG – Erweiterung von Netzkapazitäten – wegen 

weiterer Kapazitäten wird explizit ausgeschlossen. 
• 30 Monate vor dem voraussichtlichen Fertigstellungstermin wird dieser 

Fertigstellungstermin gegenüber dem begünstigten OWP verbindlich. Von 
diesem Zeitpunkt an besteht der Anbindungsanspruch, der ggf. auch den 
Entschädigungsanspruch wegen Verspätung auslöst. 

• Die Kapazitätszuweisung kann entzogen werden wenn, 
– spätestens zwölf Monate vor dem verbindlichen Fertigstellungstermin noch nicht 

mit dem Bau der Offshore-Anlage begonnen wurde oder 
– Wenn die technische Betriebsbereitschaft der Offshore-Anlage nicht innerhalb 

von zwölf Monaten nach diesem Termin hergestellt ist. 
– Dadurch freiwerdende Kapazitäten werden auf einen anderen OWP übertragen. 
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II. Systemwechsel: Offshore
Netzentwicklungsplan    

Festlegungskompetenzen der BNetzA   
• Inhalt und Verfahren zur Erstellung des ONEP einschließlich der 

Festlegung weiterer Kriterien zur Bestimmung der zeitlichen Abfolge der 
Umsetzung 

• Umsetzung des ONEP und erforderliche Schritte der ÜNB und deren 
zeitliche Abfolge einschließlich Festlegungen zur Ausschreibung und 
Vergabe, zur Information der Betreiber und zu einem Umsetzungszeitplan 

• Zum Verfahren zur Zuweisung und Übertragung von 
Anbindungskapazitäten, dies im Einvernehmen mit dem BSH  

Verfahren der ONEP-Aufstellung 
• Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung (wie §§ 12b f. EnWG)  
• SUP wird in der AWZ durch das BSH erledigt 

Aufnahme in Bundesbedarfsplan 
• Die Offshore-Netzanbindungstrassen sind in den BBP nach § 12e EnWG 

aufzunehmen 
• Dies bewirkt Feststellung der energiewirtschaftlichen Notwendigkeit und 

des vordringlichen Bedarfs 
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II. Systemwechsel: Bundesfachplan 
Offshore     

Grundlagen   
• Zu erstellen durch das BSH im Einvernehmen mit BNetzA und "in 

Abstimmung" mit BfN und Ländern 
• Entspricht dem seit 2011 vorgesehenen Offshore-Netzplan aus § 17 Abs. 

2a EnWG; Verfahren detaillierter geregelt 
• Scoping für ONP wurde im Juli durchgeführt; Erörterungstermin 30. 

Oktober 2012 
• Gilt nur in der AWZ (Küstenmeer: Bundesfachplanung nach NABEG) 
• SUP-Pflicht wird festgeschrieben 

Inhalte des BFPO/des ONP  
• Festlegungen zu 

– Offshore-Anlagen, die in räumlichem Zusammenhang stehen und für 
Sammelanbindungen geeignet sind (Clusterbildung) 

– Trassen oder Trassenkorridoren für Anbindungsleitungen von OWP 
– Übergabepunkte AWZ – Küstenmeer 
– Trassen oder Trassenkorridore für mögliche Verbindungen zwischen 

verschiedenen Netzanbindungssystem 
– Standardisierte Technikvorgaben und Planungsgrundsätze 
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II. Systemwechsel: Bundesfachplan 
Offshore     

Verfahren    
• Im Wesentlichen nach UVPG 

Altfälle 
• Die bisherige Regelung des § 17 Abs. 2a, 2b EnWG gilt für alle OWP, die 

– Bis zum 29. August 2012 eine unbedingte Netzanbindungszusage erhalten 
haben oder 

– Denen eine bedingte Netzanbindungszusage erteilt wurde und die bis zum 1. 
September 2012 die Kriterien für eine unbedingte Netzanbindungszusage 
nachgewiesen haben.  

____________________________________________________________________________________________________________________Kuhbier.Rechtsanwälte Hamburg // Dr. Ursula Prall 

12



II. Systemwechsel: Würdigung      

Positiv 
• Die Entkopplung gelingt strukturell 
• Die Sicherung der erforderlichen Räume ist gewährleistet  
• Redundanz/Vermaschung sind jedenfalls nicht ausgeschlossen, wenn auch 

nicht forciert  
• Technische Standardisierungen werden verfolgt 
• Der von der AG Beschleunigung geforderte Gesamtansatz ist weitgehend 

umgesetzt (fehlt: Finanzierung)  

Details 
• Mitteilung des verbindlichen Fertigstellungstermins 30 Monate vorher ist zu 

knapp bemessen: 
– Ohne verbindlichen Netzanschlusstermin keine Finanzierungsfinalisierung, 
– ohne Finanzierungsfinalisierung keine Vertragsfinalisierung, 
– nach Vertragsfinalisierung nur 18 Monate bis Baubeginn nicht darstellbar. 

• Ermessensermächtigung für Fristverlängerung reicht für 
Finanzierungsentscheidung nicht aus. 
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II. Systemwechsel: Würdigung      

Grundsätzlich  
• Aufgabe des Netzanschlussanspruchs, was als Folge des Systemwechsels 

hinzunehmen ist, ersetzt durch „Teilhabe“ an ÜNB-Planung. Es bedarf aber 
eines abgestimmten Vorgehens, anstatt nur den einen Dirigenten durch den 
anderen zu ersetzen. Zu heilen wäre dies durch einen Anspruch auf Anpassung 
des ONEP unter klar definierten Voraussetzungen, so dass Anstrengungen 
eines OWP gewürdigt werden, wobei gleichzeitig Netzkapazitäten verfügbar 
sein müssen 

• Unklares Verhältnis des ONP/BFPO zur Raumordnung. Gesetzesbegründung: 
„Der Bundesfachplan enthält die räumliche Ordnung der Nutzungsinteressen in 
der ausschließlichen Wirtschaftszone“. Was  enthält dann der existierende 
Raumordnungsplan...? Festlegungskompetenz reicht hierfür nicht aus. 

• Unklares Verhältnis des ONP/BFPO zum ONEP:  ONP ist nur zu 
berücksichtigen, nicht zu beachten. Dies kann zu Problemen bei der 
Planfeststellungsfähigkeit führen. 

• Praktisch hochrelevante Fragen sind auf die Festlegungsebene delegiert. Ob 
die u.E. erforderliche Flexibilisierung – Plananpassung und ihre 
Voraussetzungen – von der EGL gedeckt ist, ist jedenfalls zweifelhaft. 

• Das Instrumentarium ist überzogen und verlangsamend: Ausreichend wären  
ONP und Ermächtigung zur Zeitfestlegung.  

• Es scheint aber, dass zur Zeit die weitere Planung durch Kooperation zwischen 
den Behörden bewältigt werden kann. Aus dem ersten Aufschlag dürfte man 
viel für die Zukunft lernen! 
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III. Entschädigung: Zielsetzung und   
Regelungsgehalt 

Zielsetzung     
• Herstellung von Investitions- und Planungssicherheit sowohl für die OWP 

als auch für die ÜNB 

Regelungsgehalt im Überblick 
• Aus Sicht des OWP: Entschädigung bei gestörter Netzanbindung nach §

17e Abs. 1 EnWG-E 
• Aus Sicht des OWP: Entschädigung bei verspäteter Netzanbindung nach §

17e Abs. 2 EnWG-E 
• Aus Sicht des OWP: Entschädigung bei Wartung nach § 17e Abs. 3 

EnWG-E 
• Aus Sicht des ÜNB: Belastungsausgleich nach § 17f EnWG-E 
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III. Entschädigung: Gestörte Netz-
anbindung

Tatbestand      
• Einspeisung aus betriebsbereiter Offshore-Anlage ist nicht möglich 

(anlagenscharfe Betrachtung)  
• Weil die Netzanbindung gestört ist, also bspw. Schaden am Kabel   
• Länger als zehn Tage am Stück 
• Oder insgesamt mehr als 18 Tage im Kalenderjahr (volle Tage) 
• Ein Vertretenmüssen des ÜNB ist im Verhältnis zum OWP nicht erforderlich 

Rechtsfolge  
• Nur Vermögensschäden 
• Ab Tag 11: 90% der EEG-Vergütung (Anfangsvergütung – gestauchte 

Anfangsvergütung – verlängerte Anfangsvergütung – Grundvergütung) 
• Berechnungsgrundlage: durchschnittliche Einspeisung einer vergleichbaren 

Anlage zum jeweiligen Zeitpunkt, also unter Berücksichtigung der 
tatsächlichen Windverhältnisse 

• Keine darüberhinausgehende Entschädigung für Vermögensschäden, auch 
nicht für Notbetrieb 

• Keine Entschädigung, soweit der OWP die Störung zu vertreten hat 
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III. Entschädigung: Verspätete Netz-
anbindung

Tatbestand      
• Einspeisung aus betriebsbereiter Offshore-Anlage ist nicht möglich 

(anlagenscharf)   
• Weil die Netzanbindung nicht zum verbindlichen Fertigstellungszeitpunkt 

fertiggestellt war; probetriebsfähig dürfte als fertiggestellt gelten    
• Betriebsbereitschaft der Offshore-Anlage wird fingiert, wenn das 

Fundament einer WEA hergestellt ist und das Umspannwerk des OWP in 
Gänze errichtet ist 

Rechtsfolge  
• Wie oben  
• Anspruch ab Tag 1 bei vorsätzlich herbeigeführter Verspätung 
• Bei Gebrauchmachen von der Fiktion: Entschädigung ist mit Zinsen 

zurückzugewähren, wenn nicht innerhalb eines von der BNetzA 
festzusetzenden, angemessenen Zeitraums nach Fertigstellung der 
Netzanbindung auch die „echte“ Betriebsbereitschaft der Offshore-Anlage 
hergestellt wird 
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III. Entschädigung: Verspätete Netz-
anbindung

Altfälle       
• Der Anspruch besteht auch, wenn der OWP 

– Bis zum 29. August 2012 eine unbedingte Netzanbindungszusage nach 
Maßgabe des Positionspapiers erhalten hat 

– Oder ihm eine bedingte Netzanbindungszusage erteilt wurde und er bis zum 1. 
September 2012 die Kriterien für eine unbedingte Netzanbindungszusage 
nachgewiesen hat
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III. Entschädigung: Wartung    

Tatbestand        
• Die Einspeisung aus einer betriebsbereiten Offshore-Anlage ist nicht 

möglich, 
• Weil betriebsbedingte Wartungsarbeiten an der Netzanbindung 

vorgenommen werden 
• An mehr als zehn Tagen im Kalenderjahr 

Rechtsfolge 
• 90% der EEG-Vergütung, zu berechnen wie gehabt 
• Von Tag 11 an 
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III. Entschädigung: Verhältnis zu 
§ 31 Abs. 4 EEG    

§ 31 Abs. 4 S. 1 EEG: 
• „Ist die Einspeisung aus einer Offshore-Anlage länger als sieben 

aufeinanderfolgende Tage nicht möglich, weil die Leitung ... nicht 
rechtzeitig fertiggestellt oder gestört ist und der Netzbetreiber dies nicht zu 
vertreten hat, verlängert sich die Vergütung nach den Absätzen 2 und 3, 
beginnend mit dem achten Tag der Störung, um den Zeitraum der Störung. 

Wahlrecht 
• Der OWP kann wählen, ob er einen Anspruch nach § 31 Abs. 4 S. 1 EEG 

oder nach § 17e EnWG-E geltend machen will. 

Unterschiede 
• Vertretenmüssen/Nichtvertretenmüsse des ÜNB ist zu prüfen 
• Barwertverlust wegen des Anhängens – Rechenaufgabe 
• Bezieht sich nur auf Anfangsvergütung, setzt also Störung innerhalb dieses 

Zeitraums voraus 
• Fängt drei Tage früher an 
• Es kann bei jedem Störungsfall gewählt werden 

____________________________________________________________________________________________________________________Kuhbier.Rechtsanwälte Hamburg // Dr. Ursula Prall 

20



III. Entschädigung: Belastungsausgleich 

Ausgleich unter den ÜNB und Abwälzbarkeit auf Letztve rbraucher 
• Entschädigungszahlungen werden unter den ÜNB ausgeglichen 
• Die Kosten können als Aufschlag auf die Netzentgelte anteilig auf 

Letztverbraucher umgelegt werden 

Eigenanteil bei Verschulden des ÜNB 
• Bei vorsätzlicher Verursachung besteht keine Berechtigung zum 

Belastungsausgleich 
• Bei fahrlässiger Verursachung trägt der ÜNB einen nach Schadenshöhe 

gestaffelten Prozentsatz der Entschädigung als nicht wälzbaren Eigenanteil 
• Bei Störungen oder Verspätungen wird eine Fahrlässigkeit des ÜNB 

vermutet 

Schadensminderungspflicht 
• Pflicht zum Ergreifen aller zumutbaren Maßnahmen, um den 

Schadenseintritt zu verhindern, den Schaden zu beseitigen und weitere 
Schäden abzuwenden. 

• Dazu gehört auch Netzanschlussmanagement. 
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III. Entschädigung: Belastungsausgleich 

Absoluter jährlicher Deckel 
• Zusatzbelastungen der Letztverbraucher dürfen jährlich 

– Nicht mehr als 0,25Ct/kWh betragen an einer Abnahmestellung bis zu 1.000.000 
kWh/a 

– Für darüber hinausgehende Strombezüge nicht mehr als 0,05Ct/kWh 
– Für stromintensive Unternehmen des produzierenden Gewerbes nicht mehr als 

0,125 Ct/kWh 

• Sind die Entschädigungsaufwendungen höher als hierdurch abgedeckt, 
können die Kosten in den folgenden Kalenderjahren geltend gemacht 
werden  

Veröffentlichung 
• Die resultierenden Aufschläge und die zugrundeliegenden Berechnungen 

sind im Internet zu veröffentlichen 

Versicherungspflicht 
• Die ÜNB sollen Versicherungen zur Deckung von Vermögens- und 

Sachschäden abschließen. 
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III. Entschädigung: Würdigung  

Details  
• Die Entschädigungsregelungen werden nach Grund und Höhe alles in 

allem als auskömmlich angesehen von den OWP.  
• Die Entschädigungsansprüche werden nur ausgelöst, wenn wirklich volle 

Tage in Rede stehen, keine Stundenaddition. 
• Die gesetzliche Anforderung, dass das Umspannwerk in Gänze errichtet 

sein muss, um als betriebsbereit zu gelten, ist nicht sinnvoll. 
• Aus Sicht der ÜNB ist fraglich, ob es sich um ein wirksames 

Instrumentarium handelt, das Investoren „anzieht“ und Hersteller zur 
Abgabe von Angeboten ermutigt. Als problematisch werden vor allem die 
Begrenzung des Belastungsausgleichs bei FLK und deren gesetzliche 
Vermutung angesehen. 

Kostendebatte 
• Die Entschädigungsregelungen und insbesondere der Belastungsausgleich 

verschärfen die aktuelle grundsätzliche Debatte um die Kosten der 
Energiewende 

• Andere zielführende – also den ÜNB zum Handeln veranlassende –
Lösung aber nicht ersichtlich (?)  
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IV. Bilanz und Ausblick        

• Insgesamt Vorschriften, die wegen ihrer Ausführlichkeit wenig Raum für 
Auslegung lassen  dürften.  

• Gesamtsystemarer Ansatz ist weitgehend umgesetzt worden. 
• Allerdings wird das bereits gescheiterte Prinzip der Taktgebung durch  nur 

einen wieder verwendet, statt ein ausgewogenes, einer stärkeren 
Kommunikation und Einzelfallberücksichtigung verpflichtetes Herangehen 
zu wählen, obwohl hierfür Vorschläge vorlagen.  

• Die Einführung des ONEP ist instrumentell überzogen und wird 
verlangsamend wirken. Ausreichend wäre gewesen, auf den ONP bzw. 
BFPO zu setzen und eine Festlegungskompetenz für dias Erstellen der 
Reihenfolge zu schaffen.   

• Problematisch die unverschämt kurze Stellungnahmefrist von Mittwoch ca. 
19.00 bis Montag, für ein sehr komplexes und politisch heikles Thema. 

• Insgesamt handelt es sich eher um eine Ressourcenvergabe- denn um 
eine Bedarfsplanung  

• Belastungsausgleich wird vom Verbraucherschutz höchst kritisch gesehen 
• Die Offshore-Windbranche muss sich auf einen enorm verlangsamten 

Prozess einstellen, der politisch auch nicht wirklic h zu beeinflussen 
ist; es handelt sich um tatsächliche, nicht um rech tliche oder 
rechtspolitische Schwierigkeiten, die bewältigt wer den müssen.   
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